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Editorial 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

recht pünktlich gelingt es uns dies¬ 
malSie mit „überleben ..."Nr. 6 
über die Aktivitäten des Bundesver¬ 
bandes zu informieren. In diesem 
Heft gedenken wir der im Dezember 
verstorbenen Mitbegründerin des 
Bundesverbandes , Klara Nowak. Wir 
unterrichten Sie unter anderem über 
die Schließung des Berliner Entschä¬ 
digungsgesetz und über die bisher 
eher traurige Bilanz bei den Ghetto- 
Renten. 


Persönlich habe ich eine sehr gute 
Erfahrung gemacht. Auf Einladung 
einer 10. Klasse der Gesamtschule 
Braunfels an der Lahn berichtete ich 
über meine Erfahrungen als NS-Ver- 
folgte nach 1945. Unterstützt wurde 
ich von einer jungen Mitarbeiterin 
des Bundesverbandes, der Historike¬ 
rin Aurelia Berger. Der Wissensdurst 
dieser jungen Schüler betraf den 
Aufgabenbereich des Bundesverban¬ 
des. „ Wie gehen Sie mit den NS- 
Überlebenden um und warum müs¬ 
sen Sie sie noch nach all den Jahren 
zu Entschädigung beraten?" 


Auch diese Mischung , Historikerin 
und „Zeitzeugin ", ist für ähnliche 



Regina Suderland 


Veranstaltungen 
sinn- und reizvoll. 

Ich kann mir Fort¬ 
setzungen gut vor¬ 
stellen. 

Auch auf eine gut 
besuchte Benefiz¬ 
veranstaltung 
möchte ich hinwei- 
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Die 

aufrechte 
Klara 

Klara Nowak, die Gründerin und 
Ehrenvorsitzende des Bund der „Eu¬ 
thanasie“ Geschädigten und 
Zwangssterilisierten, ist tot. Sie starb 
am 14. Dezember 2003. Auf ihren 
ausdrücklichen Wunsch hin wurde 
die Nachricht von ihrem Tod erst 
nach den Beerdigungsfeierlichkeiten 
bekannt gegeben. 

In der Erlöserkirche in Detmold 
hielten der Bund der „Euthanasie“ Ge¬ 
schädigten und Zwangssterilisierten, 
Freunde und Weggefährtinnen am 28. Ja¬ 
nuar 2004 eine Gedenkfeier für Frau No¬ 
wak. 

Klara Nowak ist auch ein Grün¬ 
dungsmitglied des Bundesverbandes In¬ 
formation und Beratung für NS-Ver- 
folgte e.V. und hat seine Entwicklung 
zum Lobby-Verband aller NS-Verfolg- 
ten wohlwollend und kritisch begleitet. 
Zuverlässig begegneten wir ihr auf jeder 
Tagung zum Thema, auf vielen Gedenk¬ 
veranstaltungen. 

Ich lernte sie schon auf meiner Ein¬ 
arbeitungswoche im April 1990 in Wal¬ 
berberg kennen. Und ich erinnere am 
stärksten ihr großes Interesse an meinen 
Kindern in einem persönlichen Ge¬ 
spräch. Mir bereitete es ein gewisses Un¬ 
behagen, dass sie ausgerechnet dieses 
Thema wählte. Damit brachte sie das 
ihr angetane NS-Unrecht schon auf den 
Punkt. Ich hatte etwas, was ihr aufgrund 
der nationalsozialistischen Erbgesund¬ 
heitsgesetze versagt war. 

Klara Nowak wurde im März 1922 
in Berlin-Buchholz als Älteste der drei 
Kinder der Eheleute Nowak geboren. 
Das berlinerische „Herz mit Schnauze“ 
machte einen großen Teil ihres rauhen 
Charmes aus. 


Ihr Vater war Kunst- und Land¬ 
schaftsgärtner. Die in der Weltwirt¬ 
schaftskrise in Not geratene Familie 
musste 1929 die Gärtnerei aufgeben. Sie 
zogen in eine kleine 2-Zimmer-Hinter- 
hofwohnung in Berlin. Der Vater ver¬ 
suchte die Not der Familie durch Sam¬ 
meln von Holz, Pilzen und Beeren zu lin¬ 
dern, bis er eine Arbeit auf dem Reichs¬ 
sportfeld erhielt und die Familie dann ein 
bescheidenes Einkommen hatte. 

Für Klara Nowak war der Aufent¬ 
halt ihres Bruders in der Heil- und 
Pflegeanstalt Eickelborn der Beginn ih¬ 
res eigenen Leidensweges. Sie selbst wur¬ 
de zwei Mal in die Psychiatrie eingewie¬ 
sen. Das erste Mal nach einem Sturz, 
wie sie berichtet, das zweite Mal, als sie 
ihren inzwischen wieder in Berlin woh¬ 
nenden Bruder in der Charite besuchen 
wollte. Die dort erlebten Entwürdigun¬ 
gen und psychischen und physischen 
Kränkungen haben sie, wie die Zwangs¬ 
sterilisation, die Klara und ihr Bruder 
erlitten, traumatisiert. 

Bis zum Kriegsende schlug sie sich 
nach der Sterilisation mit verschiedenen 
Arbeiten _ 
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sen. Die Lit. Co/ogne, eine interna¬ 
tionale Literaturmesse, stiftete die 
Eintrittsgelder der Lesung mit dem 
österreichischen Dichter Robert 
Schindel für die Arbeit des Bundes¬ 
verbandes. 

Das ist nach allen Schwierigkeiten, 
die der Bundesverband in den letz¬ 
ten Monaten zu bewältigen hat 
ein positives Signal und eine schö¬ 
ne Bestätigung für das Vertrauen 
in unsere gemeinsame Zukunftsar¬ 
beit. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre 

Regina Suderland 
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war Klara Nowak in einem Berliner 
Kriegslazarett dienstverpflichtet. 

Und dann die Kapitulation am 8. 
Mai 1945 - der Vater tot, beide Brüder 
tot. Klara flüchtet mit ihrer Mutter nach 
Halberstadt. 

In den fünfziger Jahren konnte sie 
sich dann endlich einen alten Wunsch 
erfüllen und als Krankenschwester ar¬ 
beiten, erst in der DDR und später in 
der Bundesrepublik Deutschland. 1974 
endete ihr Berufsleben bereits. Die im¬ 
mer wiederkehrenden körperlichen Lei¬ 
den, Folgeschäden der Zwangssterilisa¬ 
tion, machten sie zur Frührentnerin. 

1987 gründete sie mit einigen ande¬ 
ren Betroffenen und der Unterstützung 
von Herrn Prof. Dörner, damals Leiter 
der Psychiatrischen Klinik Gütersloh, 
den Bund der „Euthanasie“-Geschädig- 
ten und Zwangssterilisierten. Sie stand 
ihm bis zu ihrem gesundheitsbedingten 
Ausscheiden aus der aktiven Vereins¬ 
politik - 1999, vor, unterstützt von Frau 
Heß als stellvertretende Vorsitzenden. 

Klara Nowaks Hartnäckigkeit haben 
die Zwangssterilisierten unter anderem 
zu verdanken, dass sie ab 1980 die erste 
und lange Zeit einzige einkommensun¬ 
abhängige Beihilfe erhielten. Klara No¬ 
wak ging nicht eher aus dem Vorzimmer 


Klara Nowak 

von Ministerin Rita Süssmuth, bis sie ihr 
Ziel erreicht hatte, überspitzt formuliert. 
In Puncto Hartnäckigkeit und langer 
Atem war sie mir ein wichtiges Vorbild. 
Egal, um welches Thema sich die Debat¬ 
te gerade drehte, der sie beiwohnte, sie 
zählte unbeirrt die Probleme „ihrer Men¬ 
schen“ auf. Und sorgte damit flir eine 
stetige Aufmerksamkeit, die dieser Kreis 
der NS-Verfolgten dringend benötigte 
und benötigt. 

Sonja Schlegel 



Ghettorenten - 
eine Enttäuschung! 


Der Kollege, der vor dem Stapel von Ko¬ 
pien mit Ablehnungen sitzt, schüttelt 
den Kopf. Immer unverständlicher und 
widersprüchlicher erscheinen die Ableh¬ 
nungsgründe, die Überlebende der 
Ghettos oder ihre Anwälte dem Bundes¬ 
verband zuschicken. Da wird ein An¬ 
tragsteller abgelehnt, weil er unter 14 
Jahre alt war bei seiner Ghetto - Arbeit. 
Dabei ist die Aussage von Herrn Tho¬ 
mas Friedemann von der Grundsatzab¬ 
teilung der Landesversicherungsanstalt 
Hamburg eindeutig. Wer glaubhaft ma¬ 
che, das er im Ghetto gearbeitet habe, 
werde natürlich auch Rentenansprüche 
haben, wenn das vor seinem 14. Lebens¬ 
jahr gewesen sei. Das erläuterte er Ende 
letzten Jahres bei einem Besuch, den die 


Kolleginnen des Bundesverbandes, Son¬ 
ja Schlegel und Jost Rebentisch der LVA 
Hamburg abstatteten. Und diese Nach¬ 
weise konnte der oben angeführte An¬ 
tragsteller alle beibringen. 

Offensichtlich muss der mittlerweile 
hochbetagte Antragsteller aber erst 
Widerspruch einlegen, wenn nicht sogar 
Klage vor dem Sozialgericht erheben. 
Denn wie von einer mit dem Thema be¬ 
fassten Anwältin (Name der Redaktion 
bekannt) zu erfahren war, sind unkorrek¬ 
te, schlampig mit Textbausteinen be¬ 
gründete Ablehnungsbescheide der Sozi¬ 
alversicherungsanstalten die Regel und 
nicht die Ausnahme. „Die legen ja doch 
alle Widerspruch ein“, wurde ihr gesagt. 
Da die Sozialversicherungsanstalten von 
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Kein Ort der Zuflucht für hilfsbedürftige 
NS-Verfolgte und andere Schwersttraumatisierte? 



Im ihrem oft jahrelangen vertrauensvol¬ 
len Kontakt erfahren die Beraterlnnnen 
des Bundesverbandes zunehmend von 
den Problemen der pflegebedürftigen 
Schwersttraumatisierten. 

Der Verlust der Selbständigkeit und 
der relativen Unabhängigkeit ist für die¬ 
sen Personenkreis ein besonders ein¬ 
schneidendes Ereignis. Erinnerungen an 
die Schrecken der Verfolgung werden er¬ 
neut wach. Institutionen wie Kranken¬ 
häuser und Pflegeheime wecken alte 
Ängste. Auch die Angst vor den Gleichal¬ 
trigen, den Angehörigen der Tätergenera¬ 
tion erzeugt eine verstärkte Isolation und 
Vorsicht. Angebote für Senioren werden 
von NS-Verfolgten aus diesem Grund 
eher gemieden. 

Diese Vereinsamung und die 
schmerzlich erfahrene Abhängigkeit bei 
nachlassenden Körperkräften fuhren 
häufig zu Depressionen. Die meist schon 
bestehenden chronischen Erkrankungen 
und posttraumatischen Störungen wer¬ 
den selbstverständlich ungünstig beein¬ 
flusst. Doch was sind die Alternativen? 


Große jüdische Ge¬ 
meinden in Deutschland 
haben mit eigenen Einrich¬ 
tungen für ihre hochbetag¬ 
ten Gemeindemitglieder 
eine Antwort gefunden. 

Auch für Verfolgte mit ei¬ 
nem jüdischen und einem 
christlichen Elternteil gibt 
es mehrere Altersheime in Deutschland. 
In Hamburg existiert seit sechs Jahren der 
erste und einzige ambulante Pflegedienst 
für nicht-jüdische NS-Verfolgte. In 
Frankfurt entstand im vorigen Jahr unter 
dem Dach der Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland und der 
Claims Conference ein psychosoziales 
Projekt für Holocaustüberlebende und 
erfährt eine bemerkenswerte Nachfrage. 

Der Bundesverband Information 
und Beratung für NS-Verfolgte veranstal¬ 
tet am 22. Juni ein eintägiges Symposium 
zu diesem Thema. Mitarbeiterinnen aus 
Entschädigungsämtern, Gedenkstätten, 
Altenpflegeeinrichtungen, psychiatri¬ 
schen Institutionen und Trägern der Al¬ 


tenhilfe sollen mit Vertretern von Ver¬ 
folgtenverbänden die Gelegenheit zum 
Austausch erhalten. Kurze Impulsreferate 
werden die Diskussion begleiten. 

Der Bundesverband ist an Ihren Er¬ 
fahrungen und Vorstellungen zu diesem 
Thema sehr interessiert. Wenn Sie selbst 
NS-verfolgt waren, aber auch wenn es 
sich um Verwandte oder Freunde han¬ 
delt, welche Erfahrungen haben Sie ge¬ 
macht mit Alten- und Pflegeheimen, am¬ 
bulanten Pflegediensten, Seniorentreffs 
und ähnlichen Einrichtungen? Rufen Sie 
uns kurz an, schreiben Sie uns oder schi¬ 
cken uns ein E-Mail. Für Ihre Beiträge an 
dieser Stelle schon herzlichen Dank. 

Sonja Schlegel 


der unerwartet hohen Anzahl der Anträ¬ 
ge überrascht wurden, lehnen sie jetzt in 
der oben beschriebenen Art ab. Damit ist 
der „Fall“ für die Statistik zunächst erle¬ 
digt. Und die Landessozialver¬ 
sicherungen können darauf 
verweisen, dass sie die Ghetto¬ 
anträge zügig bearbeitet haben. 

Geht dann der Wider¬ 
spruch ein, steigen die Ange¬ 
stellten der LVA (oder BfA) in 
eine sorgfältigere Ermittlung 
ein. Trotzdem ist die Erfah¬ 
rung der kooperierenden 
Rechtsanwälte, dass selten 
ein Verfahren auf dem Ghcttogeld 
Widerspruchsweg schon po¬ 
sitiv korrigiert wird. Also erhält der seit 
Monaten angespannt wartende Holo¬ 
caust-Uberlebende den zweiten ableh¬ 
nenden Bescheid. Den Klageweg be¬ 
schreitet er jetzt schon mit vielen Äng¬ 


sten und wenig Hoffnung. Dafür aber 
mit Zorn und Verbitterung. „Wir fühlen 
uns von der Bundesregierung betrogen“, 
sagte uns am Telefon Herr Prof. Thaler 
aus San Francisco aufge- 


Theresienstadt 

bracht. „Erst schaffen sie ein sol¬ 
ches Gesetz und dann haben sie so viele 
Ausschlusskriterien geschaffen, daß am 
Ende kaum jemand eine Ghettorente er¬ 
hält.“ Leider betrifft diese Verfahrens¬ 


weise nicht nur NS- Verfolgte, die sich 
um eine deutsche Altersrente bemühen. 
Auch andere Rentenanwärter können 
von einem fehlerhaften Bescheid ausge¬ 
hen. Nur sind die Ghettorentenantrag¬ 
steller besonders betroffen, 
da sie sich in einem durch¬ 
schnittlich um 10 bis 20 Jah¬ 
re höheren Alter befinden als 
der eigentliche Rentenantrag¬ 
steller. Da wird die Zeit 
knapp, über ein bis zwei Jahre 
durch alle Instanzen zu gehen. 
Und die Nerven der KZ- 
Uberlebenden sind dünn. 

Außerdem wird der deut¬ 
sche Steuerzahler so um große 
Summen geprellt, denn die 
Flut von Sozialgerichtsprozessen ist teu¬ 
er. Und jede Antragstellerin, jeder An¬ 
tragsteller hat ein Recht auf einen kor¬ 
rekten Bescheid. Michel Teupen 
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üBerliner Senat will Renten 
für Verfolgte begrenzen 

Für Aufregung sorgt zur Zeit der Ver¬ 
such des Berliner Senats, Neuanträge auf 
Renten für die Opfer des Nazi-Regimes, 
die vor dem 31.12.1991 Berliner Bürger 
waren, nur noch bis zum 31.12.2004 
entgegenzunehmen. 

Das PrVG, ein bundesweit einmali¬ 
ges Landes-Gesetz, sichert allen „poli¬ 
tisch, rassisch oder religiös Verfolgten 
des Nationalsozialismus“, die Berliner 
sind oder es vor 1991 waren, eine Rente 
von 950 bis 1100 Euro zu. Der Senat 
versucht nun, Neuanträge für die Zu¬ 
kunft zu verhindern - und damit unter 


anderem all denjenigen Überlebenden, 
die z.B. im hohen Alter aus dem Aus¬ 
land nach Berlin zurückkehren möch¬ 
ten, diese Rente nicht mehr zahlen zu 
müssen. 

Es finden zur Zeit noch Gespräche 
des Berliner Innensenators Dr. Körting 
mit verschiedenen Vertretern der Ver¬ 
folgten statt - möglich erscheint z.B. die 
Variante, dass aus dem Ausland zuzie¬ 
hende Überlebende ausnahmsweise 
doch noch Berücksichtigung finden. 
Eine Entscheidung des Berliner Abge¬ 
ordnetenhauses wird im April 2004 er¬ 
wartet. 

Jost Rebentisch 



Absender/in 



Weg mit dem NS-Rassegesetz! 

Am 14. Juli 1933 verabschiedeten die Nationalsozia¬ 
listen das "Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach¬ 
wuchses". Am I.Januar 1934 trat es in Kraft.Auf der 
Grundlage dieses ersten Rassegesetzes wurden bis 
Kriegsende etwa 400.000 Menschen gegen ihren 
Willen sterilisiert. 

Es ist kaum zu glauben, dass dieses Gesetz, das hun¬ 
derttausendfach Leid gebracht hat, immer noch nicht 
abgeschafft, sondern lediglich außer Kraft gesetzt ist! 
Ich schließe mich daher der Forderung des Bundes der 
"Euthanasie"-Geschädigten und Zwangssterilisierten e.V. 
an: 

- Sofortige Annullierung des "Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses" 

-Anerkennung beider Opfergruppen als NS-Verfolgte 


Ort, Datum 
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